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Aufgrund des § 558 Abs. 3 Satz 3 des
Bürgerlichen Gesetzbuchs in der Fassung
vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909;
2003 I S. 738), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 22. Juli 2014 (BGBl. I S. 1218),
verordnet die Landesregierung:

§ 1

Die Gemeinden Bad Homburg vor der
Höhe, Bad Soden am Taunus, Bad Vilbel,
Bensheim, Bischofsheim, Darmstadt, Diet-
zenbach, Dreieich, Eltville am Rhein,
Flörsheim am Main, Frankfurt am Main,
Friedberg, Friedrichsdorf, Gernsheim,
Gießen, Griesheim, Hanau, Hattersheim
am Main, Hochheim am Main, Hofheim

am Taunus, Kassel, Kronberg im Taunus,
Marburg, Mörfelden-Walldorf, Offenbach
am Main, Rüsselsheim, Schwalbach am
Taunus, Weiterstadt und Wiesbaden sind
Gebiete, in denen die ausreichende Ver-
sorgung der Bevölkerung mit Mietwoh-
nungen zu angemessenen Bedingungen
besonders gefährdet ist im Sinne des
§ 558 Abs. 3 Satz 2 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs.

§ 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft. Sie tritt mit Ab-
lauf des 17. Oktober 2019 außer Kraft.
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*) FFN 362-73

Hessische Verordnung
zur Bestimmung der Gebiete mit abgesenkter Kappungsgrenze nach § 558 Abs. 3

Satz 2 Bürgerliches Gesetzbuch (Hessische Kappungsgrenzenverordnung)*)

Vom 8. Oktober 2014

Wiesbaden, den 8. Oktober 2014

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  M i n i s t e r i n  

B o u f f i e r f ü r  U m w e l t ,  K l i m a s c h u t z ,
L a n d w i r t s c h a f t

u n d  Ve r b r a u c h e r s c h u t z

H i n z
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Aufgrund

1. des § 36 Abs. 1 Satz 1 der Gewerbe-
ordnung in der Fassung vom 22. Feb-
ruar 1999 (BGBl. I S. 202), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 11. August
2014 (BGBl. I S. 1348),

verordnet die Landesregierung,

2. des § 36 Abs. 3 in Verbindung mit 
§ 155 Abs. 3 der Gewerbeordnung und
§ 1 Abs. 1 Nr. 4 der Zuständigkeitsver-
ordnung Landwirtschaft, Forsten und
Naturschutz vom 2. Juni 1999 (GVBl. I
S. 319), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 17. November 2011 (GVBl. I 
S. 683),

verordnet die Ministerin für Umwelt, Kli-
maschutz, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz,

3. des § 8 des Gesetzes über die Hoheits-
zeichen des Landes Hessen vom 4. Au-
gust 1948 (GVBl. S. 111)

verordnet der Minister des Innern und für
Sport im Benehmen mit der Ministerin
der Justiz:

§ 1

Bestellungsvoraussetzungen

Als Sachverständige oder Sachverstän-
diger auf den Gebieten der Land- und
Forstwirtschaft, des Garten- und Wein-
baus sowie der Fischerei kann nach § 36
Abs. 1 der Gewerbeordnung öffentlich
bestellt werden, wer

1. erheblich über dem Durchschnitt lie-
gende Fachkenntnisse, praktische Er-
fahrungen und die Fähigkeit besitzt,
sowohl Gutachten zu erstatten als
auch andere Sachverständigenleistun-
gen zu erbringen, und

2. persönlich geeignet ist, insbesondere
in geordneten wirtschaftlichen Ver-
hältnissen lebt und die Gewähr dafür
bietet, dass die in Auftrag gegebenen
Leistungen unabhängig, weisungsfrei,
persönlich, gewissenhaft und unpartei-
isch erbracht werden.

§ 2

Verfahren, Bestellung

(1) Mit dem Antrag auf Bestellung sind
vorzulegen

1. ein aktuelles Führungszeugnis nach 
§ 30 Abs. 1 Satz 1 des Bundeszentral-
registergesetzes in der Fassung vom
21. September 1984 (BGBl. I S. 1229,

1985 I S. 195), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 6. September 2013 (BGBl. I
S. 3556),

2. einschlägige fachliche Zeugnisse (zum
Beispiel Hochschulabschlüsse),

3. mindestens ein in den letzten drei Jah-
ren selbst gefertigtes Gutachten pro
Fachgebiet, dessen Thematik und Um-
fang mit der zuständigen Behörde ab-
gestimmt ist.

Antragstellerinnen und Antragsteller, die
in einem Arbeits-, Dienst- oder Beamten-
verhältnis stehen, haben eine Bescheini-
gung ihres Arbeitgebers oder Dienstherrn
vorzulegen, aus der dessen Zustimmung
oder Genehmigung zur Ausübung der
selbstständigen Sachverständigentätig-
keit hervorgeht.

(2) Die öffentliche Bestellung erfolgt
durch schriftlichen Bescheid; sie ist auf
höchstens fünf Jahre zu befristen.

(3) Über die Vereidigung nach § 36
Abs. 1 Satz 2 der Gewerbeordnung ist ei-
ne Niederschrift zu fertigen, die durch die
Sachverständige oder den Sachverständi-
gen zu unterschreiben ist.

(4) Die oder der Sachverständige er-
hält eine Bestellungsurkunde und einen
Ausweis.

§ 3

Verlängerung und Erweiterung
der Bestellung

Die öffentliche Bestellung kann jeweils
um höchstens fünf Jahre verlängert und
auf andere Fachgebiete erweitert werden.
Es gelten die §§ 1 und 2. Auf die der Be-
hörde vorliegenden Nachweise kann Be-
zug genommen werden.

§ 4

Bekanntmachung

(1) Die Sachverständigen dürfen ihre
Bestellung in angemessener Weise be-
kannt machen. Werbung ist nur erlaubt,
soweit sie über die berufliche Tätigkeit in
Inhalt und Form sachlich unterrichtet.

(2) Bei Sachverständigenleistungen in
Bereichen, für die keine Bestellung vor-
liegt, darf nicht auf die öffentliche Bestel-
lung hingewiesen werden.

§ 5

Bezeichnung, Landessiegel

Bei der Erbringung von Sachverständi-
genleistungen auf dem Gebiet, für das ei-
ne öffentliche Bestellung erfolgt ist, ha-
ben die Sachverständigen auf die öffentli-
che Bestellung und die zuständige Behör-*) FFN 800-61

Verordnung
über die öffentliche Bestellung von Sachverständigen auf den Gebieten 

der Land- und Forstwirtschaft, des Garten- und Weinbaus sowie der Fischerei
(LuFSvV) �*)

Vom 29. September 2014
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de hinzuweisen. Sie führen das kleine
Landessiegel als Farbdruckstempel.

§ 6

Verpflichtung zur Erstattung von
Gutachten, Ausschluss, Ablehnung

(1) Die Sachverständigen sind zur Er-
stattung von Gutachten für Gerichte und
Verwaltungsbehörden verpflichtet.

(2) Die Sachverständigen sind von der
Erstattung von Gutachten in eigenen An-
gelegenheiten, in Angelegenheiten der
Angehörigen nach § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 4
der Zivilprozessordnung sowie ihres Ar-
beitgebers oder Dienstherren ausge-
schlossen. Die oder der Sachverständige
hat Umstände anzuzeigen, die zur Be-
sorgnis der Befangenheit führen können.

(3) Ein Auftrag kann abgelehnt wer-
den, wenn zur Erstellung eines Gutach-
tens besondere örtliche oder fachliche
Kenntnisse oder Erfahrungen notwendig
sind, über die die oder der Sachverständi-
ge nicht verfügt oder deren Aneignung
die Leistungserbringung unverhältnismä-
ßig verzögern würde.

§ 7

Form der Gutachten

Die Gutachten sind schriftlich zu er-
statten und über Verhandlungen ist Proto-
koll zu führen. Bei der Erteilung des Auf-
trags kann auf die Schriftform verzichtet
werden. Das Ergebnis eines mündlich er-
statteten Gutachtens ist schriftlich festzu-
halten.

§ 8

Unabhängige und unparteiische
Leistungserbringung

Die Sachverständigen sind zur unpar-
teiischen Leistungserbringung verpflich-
tet. Sie haben sich innerhalb und außer-
halb ihrer Tätigkeit so zu verhalten, dass
das Vertrauen in ihre unabhängige Leis-
tungserbringung nicht gefährdet wird. Ih-
nen ist untersagt, sich oder Dritten für ih-
re Leistungserbringung über die gesetzli-
che Entschädigung oder angemessene
Vergütung hinaus Vorteile versprechen
oder gewähren zu lassen.

§ 9

Weisungsfreie Leistungserbringung

Den Sachverständigen ist untersagt,
Weisungen entgegen zu nehmen, die das
Ergebnis ihrer Leistung und die hierfür
maßgeblichen Feststellungen verfälschen
können.

§ 10

Beauftragung von angestellten 
Sachverständigen, Hilfskräfte

(1) Den Sachverständigen ist gestattet,
bei ihnen angestellte öffentlich bestellte
Sachverständige mit der Erstellung ange-
forderter Gutachten zu beauftragen; sie
dürfen ihnen keine Weisungen hinsicht-

lich der Erstellung und des Inhalts von
Gutachten erteilen. Die oder der beauf-
tragte angestellte Sachverständige hat die
Beauftragung und deren Umfang im Gut-
achten anzugeben.

(2) Die Mitwirkung von Hilfskräften ist
erlaubt, wenn sie so gestaltet wird, dass
die persönliche Verantwortung der Sach-
verständigen unberührt bleibt.

§ 11

Gewissenhafte Leistungserbringung

Die Sachverständigen sind verpflich-
tet, bei der Leistungserbringung die erfor-
derliche Sorgfalt anzuwenden. Gutach-
tenaufträge sind in zeitlich angemesse-
nem Rahmen zu erledigen.

§ 12

Aufzeichnungs- und
Aufbewahrungspflicht

(1) Die Sachverständigen sind ver-
pflichtet, für jeden Geschäftsvorgang

1. den Namen und die Anschrift der Auf-
traggeberin oder des Auftraggebers,

2. den Tag der Erteilung des Auftrags,

3. den Gegenstand des Auftrags,

4. den Tag der Annahme oder der Ableh-
nung des Auftrags,

5. den Tag der Leistungserbringung oder
die Gründe, aus denen sie nicht erfolgt
ist, und

6. die Zahlungen der Auftraggeberin
oder des Auftraggebers nach Art, Be-
trag und Datum

aufzuzeichnen.

(2) Die Sachverständigen sind ver-
pflichtet,

1. die Aufzeichnungen nach Abs. 1,

2. je eine Kopie der schriftlichen Gutach-
ten,

3. die Niederschriften über das Ergebnis
mündlicher Gutachten und

4. die sonstigen schriftlichen Unterlagen,
die sich auf ihre Tätigkeit beziehen,

zehn Jahre aufzubewahren. Die Aufbe-
wahrungsfrist beginnt mit Ablauf des
Jahres, in dem die Aufzeichnungen nach
Abs. 1 vorgenommen, die Gutachten er-
stattet und sonstigen Unterlagen entstan-
den sind. Vorschriften, die eine längere
Frist bestimmen, bleiben unberührt.

§ 13

Pflicht zur Fortbildung und
zum Erfahrungsaustausch

Die Sachverständigen haben sich auf
dem Fachgebiet, für das sie öffentlich be-
stellt sind, fortzubilden und den Erfah-
rungsaustausch zu pflegen. Dazu gehört
auch der Besuch der von der zuständigen
Behörde angebotenen Fortbildungsveran-
staltungen. Sie haben über die Maßnah-
men nach Satz 1 der zuständigen Behörde
auf Verlangen zu berichten.
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§ 14

Berufshaftpflichtversicherung

Die Sachverständigen sind verpflich-
tet, eine Berufshaftpflichtversicherung zur
Deckung der sich aus ihrer Berufstätig-
keit ergebenden Haftpflichtgefahren für
Vermögensschäden abzuschließen und
die Versicherung während der Dauer ih-
rer Bestellung aufrecht zu erhalten. Die
Sachverständigen haben die Höhe der
Haftpflichtversicherung an geänderte
Verhältnisse anzupassen.

§ 15

Anzeigepflicht

Die Sachverständigen haben der zu-
ständigen Behörde unverzüglich schrift-
lich anzuzeigen:

1. die Änderung des Sitzes ihrer berufli-
chen Niederlassung oder ihres Haupt-
wohnsitzes und die Errichtung weite-
rer Niederlassungen, die zur Aus-
übung der Sachverständigentätigkeit
genutzt werden,

2. die Änderung ihres Arbeits-, Dienst-
oder Beamtenverhältnisses,

3. die Abgabe einer Vermögensauskunft
nach § 802c der Zivilprozessordnung, 
§ 284 der Abgabenordnung in der Fas-
sung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I 
S. 3866, 2003 I S. 61), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 18. Dezember 2013
(BGBl. I S. 4318), oder § 27 des Hessi-
schen Verwaltungsvollstreckungsge-
setzes in der Fassung vom 12. Dezem-
ber 2008 (GVBl. 2009 I S. 2), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 21. No-
vember 2012 (GVBl. S. 430),

4. die Stellung des Antrages auf Eröff-
nung eines Insolvenzverfahrens über
ihr Vermögen,

5. die Einleitung eines gegen sie gerich-
teten Ermittlungsverfahrens, den Er-
lass oder den Vollzug eines Haftbe-
fehls oder Unterbringungsbefehls, die
Erhebung der öffentlichen Klage, den
Termin zur Hauptverhandlung, das Ur-
teil oder den sonstigen Ausgang des
Verfahrens,

6. den Verlust der Bestellungsurkunde,
des Ausweises oder des kleinen Lan-
dessiegels.

§ 16

Bestellung durch andere Länder

Sachverständige, die bereits in einem
anderen Land öffentlich bestellt und ver-
eidigt wurden und ihren Geschäfts- oder
Hauptwohnsitz nach Hessen verlegen,

gelten als bestellt und vereidigt nach die-
ser Verordnung. Sie erhalten auf Antrag
die Berechtigung, das hessische kleine
Landessiegel zu führen. Dem Antrag sind
die Bestellungsurkunde des anderen Lan-
des sowie die zur dortigen Bestellung vor-
gelegten Gutachten beizufügen.

§ 17

Erlöschen und Widerruf der Bestellung

(1) Über § 43 Abs. 2 des Hessischen
Verwaltungsverfahrensgesetzes hinaus
erlischt die Bestellung, wenn die oder der
Sachverständige der zuständigen Behör-
de erklärt, dass sie oder er künftig auf die
Tätigkeit als öffentlich bestellte Sachver-
ständige oder öffentlich bestellter Sach-
verständiger verzichtet.

(2) Unbeschadet des § 49 des Hessi-
schen Verwaltungsverfahrensgesetzes ist
die Bestellung zu widerrufen, wenn die
oder der Sachverständige

1. gegen die ihr oder ihm obliegenden
Pflichten schwerwiegend oder wieder-
holt und grob fahrlässig oder vorsätz-
lich verstoßen hat oder

2. den erforderlichen Versicherungs-
schutz nach § 14 nicht oder nicht mehr
besitzt.

§ 18

Zuständige Behörde

Zuständige Behörde ist das Regie-
rungspräsidium Kassel.

§ 19

Übergangsvorschrift

Eine öffentliche Bestellung als Sach-
verständige oder Sachverständiger nach
der Verordnung über die Bestellung von
Sachverständigen auf dem Gebiet der
Land- und Forstwirtschaft, des Garten-
und Weinbaus sowie der Fischerei vom
20. Dezember 2004 (GVBl. I S. 497), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 15. De-
zember 2009 (GVBl. I S. 716), gilt als Be-
stellung nach dieser Verordnung fort.

§ 20

Aufhebung bisherigen Rechts

Die in § 19 genannte Verordnung1)
wird aufgehoben.

§ 21

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft. Sie tritt mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2021 außer Kraft.

Wiesbaden, den 29. September 2014

H e s s i s c h e  L a n d e s r e g i e r u n g

D e r  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  M i n i s t e r i n  

B o u f f i e r f ü r  U m w e l t ,  K l i m a s c h u t z ,  
L a n d w i r t s c h a f t  u n d  
Ve r b r a u c h e r s c h u t z

H i n z1) Hebt auf FFN 800-52
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Aufgrund des § 8 Abs. 3 Satz 2 des
Hessischen Hochschulgesetzes vom 
14. Dezember 2009 (GVBl. I S. 666), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 27. Mai
2013 (GVBl. S. 218), verordnet der Minis-
ter für Wissenschaft und Kunst im Einver-
nehmen mit dem Minister der Finanzen:

§ 1

Anwendungsbereich

Die Verordnung regelt das Finanz- und
Rechnungswesen der Hochschulen des
Landes. § 83 Abs. 5 und § 89 des Hessi-
schen Hochschulgesetzes bleiben unbe-
rührt.

§ 2

Buchführung, Inventar, Bewertung

(1) Die Hochschule führt ihre Bücher
nach den Regeln der kaufmännischen
doppelten Buchführung in sinngemäßer
Anwendung der Vorschriften des Han-
delsgesetzbuchs sowie aufgrund der nach
§ 71a Satz 2 der Hessischen Landes-
haushaltsordnung in der Fassung vom 
15. März 1999 (GVBl. I S. 248), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 26. Juni 2013
(GVBl. S. 447), geltenden Vorgaben.

(2) Das Rechnungswesen bildet die Fi-
nanz-, Ertrags- und Vermögenslage ein-
schließlich des Eigenvermögens der
Hochschule und des vom Land zur Nut-
zung überlassenen Vermögens vollstän-
dig ab.

(3) Bei Abgabe an das allgemeine
Grundvermögen des Landes werden die
in der Vermögensrechnung ausgewiese-
nen landeseigenen Grundstücke ein-
schließlich ihrer Gebäude zum Buchwert
ohne Wertausgleich ausgebucht; hierzu
ausgewiesene rückzahlbare Zuführungen
nach § 3 Satz 1 sind ebenfalls auszubu-
chen.

§ 3

Investitionsmaßnahmen

Für Investitionsmaßnahmen außerhalb
der für das Land geltenden Wertgrenzen
für geringwertige Vermögensgegenstän-
de kann die Hochschule aus Landesmit-
teln nur rückzahlbare Zuführungen erhal-
ten. Diese Investitionen sind buchhalte-
risch getrennt von anderen Aktivmehrun-
gen und Deckungsmitteln auszuweisen.
Die Hochschule berücksichtigt die Ab-
schreibungen aus solchen Investitionen
bei der Kalkulation ihrer Leistungen. Sie
zahlt diese Zuführungen in Höhe der je-
weiligen Abschreibungen an das Land
zurück. Ausgenommen von Satz 1 bis 4

sind aus dem Erfolgsplan finanzierte In-
vestitionsmaßnahmen sowie Investitions-
zuschüsse aus dem Kapitel 15 02 (Förde-
rung der Wissenschaft und Forschung)
des Landeshaushaltsplans.

§ 4

Stellen

Im Rahmen der Aufstellung des Wirt-
schaftsplans legt die Hochschule dem für
das Hochschulwesen zuständigen Minis-
terium ihren Stellenplan und die Stellen-
übersicht der Tarifbeschäftigten vor. Die
Stellenübersicht ist dabei mit Stand zum
Stichtag 1. Februar auszuweisen.

§ 5

Prüfung, Vorlage und Genehmigung
des Jahresabschlusses sowie Verwendung

des Jahresergebnisses

(1) Unbeschadet der Prüfung durch
den Rechnungshof oder durch das Prü-
fungsamt des Rechnungshofs lässt die
Hochschule den Jahresabschluss durch
einen von dem für das Hochschulwesen
zuständigen Ministerium bestimmten
Wirtschaftsprüfer prüfen. Der Prüfung
sind die Bestimmungen dieser Verord-
nung zugrunde zu legen. § 53 Abs. 1 des
Haushaltsgrundsätzegesetzes vom 19. Au-
gust 1969 (BGBl. I S. 1273), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 15. Juli 2013
(BGBl. I S. 2398), ist entsprechend anzu-
wenden.

(2) Die Hochschule legt dem für das
Hochschulwesen zuständigen Ministeri-
um und dem Ministerium der Finanzen
den unter vollständiger Verwendung des
Jahresergebnisses aufgestellten Jahresab-
schluss für Prüfzwecke und den Bericht
über die Jahresabschlussprüfung vor. Das
für das Hochschulwesen zuständige Mi-
nisterium genehmigt den Jahresabschluss
auf der Grundlage des Prüfberichts des
Abschlussprüfers. Die Vorlagetermine
werden von dem für das Hochschulwesen
zuständigen Ministerium nach den Vorga-
ben des Ministeriums der Finanzen ge-
setzt.

(3) Das für das Hochschulwesen zu-
ständige Ministerium leitet den Prüfbe-
richt des Abschlussprüfers und die Ge-
nehmigung des Abschlusses an den Rech-
nungshof weiter.

§ 6

Abwicklung des Zahlungsverkehrs

(1) Die Hochschule nimmt ihren Zah-
lungsverkehr selbst wahr.

(2) Guthaben der Hochschule bei Kre-
ditinstituten sind beim Tagesabschluss so
niedrig wie möglich zu halten. Entbehrli-*) FFN 70-279

Verordnung
über das Finanz- und Rechnungswesen der Hochschulen des Landes 

(Hochschulfinanzverordnung – HFV)�*)

Vom 20. September 2014
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che Guthaben sind täglich an die Oberfi-
nanzdirektion Frankfurt am Main – Hessi-
sches Competence Center für Neue Ver-
waltungssteuerung – abzuliefern. Die ab-
gelieferten Beträge können bei Bedarf ab-
gerufen werden. Ausgenommen von der
Ablieferungspflicht sind Guthaben aus
Drittmitteln nach § 29 Abs. 7 Satz 1 des
Hessischen Hochschulgesetzes.

(3) Die Hochschule kann zur Sicher-
stellung der Liquidität zusätzliche Mittel
bei der Oberfinanzdirektion Frankfurt am
Main – Hessisches Competence Center
für Neue Verwaltungssteuerung – anfor-
dern, die im Laufe des Geschäftsjahres
zurückzuzahlen sind. In der Buchführung
der Hochschule sind die Betriebsmittel-
vorschüsse gesondert als Verbindlichkei-
ten nachzuweisen.

(4) Die Konten der Hochschule bei der
Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main –
Hessisches Competence Center für Neue
Verwaltungssteuerung – werden unver-
zinslich geführt.

§ 7

Controlling, Zwischenabschluss,
interne Revision

(1) Die Leitung der Hochschule über-
wacht die Einhaltung des Wirtschafts-
plans. Hierzu richtet die Hochschule ein
Controlling mit regelmäßigem Berichts-
wesen ein. Entwicklungen, die den Voll-
zug des Wirtschaftsplans gefährden kön-
nen, zeigt die Leitung der Hochschule mit
Vorschlägen zur Abhilfe dem für das
Hochschulwesen zuständigen Ministeri-
um unverzüglich an.

(2) Die Hochschule übersendet dem
für das Hochschulwesen zuständigen Mi-
nisterium und dem Ministerium der Fi-
nanzen nach Termin- und Formatvorgabe
des für das Hochschulwesen zuständigen
Ministeriums einen Soll/Ist-Vergleich in
Verbindung mit einer Hochrechnung zum
Jahresende; einer Bestandsaufnahme (In-
ventur) und eines förmlichen Bücherab-
schlusses bedarf es hierzu nicht. Die
Hochschule ist verpflichtet, Datenschnitt-
stellen bereit zu halten, um die Daten
nach Satz 1 auch elektronisch übermitteln
zu können.

(3) Die Hochschule richtet eine interne
Revision ein, deren Aufgaben in einer von
dem für das Hochschulwesen zuständigen
Ministerium erlassenen Dienstanweisung
bestimmt werden.

§ 8

Kosten- und Leistungsrechnungen

(1) Die Hochschule führt eine Kosten-
und Leistungsrechnung (Kostenarten-,
Kostenstellen- und Kostenträgerrech-
nung) ein, die eine hochschulinterne
Steuerung und eine Beurteilung der Wirt-
schaftlichkeit und Leistungsfähigkeit der
Hochschule sowie die Erfüllung sonstiger
rechtlicher (insbesondere bilanz-, steuer-
und beihilferechtlicher) Vorgaben ermög-
licht. Dazu sind der Struktur der Hoch-
schule entsprechende Kostenstellen und
ihren Leistungen entsprechende Kosten-
träger zu bilden.

(2) Die Kosten sind nachprüfbar aus
der Buchführung herzuleiten und verur-
sachungsgerecht nach anerkannten be-
triebswirtschaftlichen Methoden den Kos-
tenstellen und Kostenträgern zuzuordnen.
Die Daten der Kosten- und Leistungsrech-
nung sind verbindliche Basis der Leis-
tungskalkulationen und des Leistungs-
nachweises.

§ 9

Ausführungsbestimmungen

Um einheitliche Standards des Haus-
halts-, Finanz- und Rechnungswesens so-
wie der Kosten- und Leistungsrechnung
der Hochschulen zu gewährleisten, kann
das für das Hochschulwesen zuständige
Ministerium im Einvernehmen mit dem
Ministerium der Finanzen Ausführungs-
bestimmungen zu den Regelungen dieser
Verordnung erlassen.

§ 10

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar
2015 in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 2019 außer Kraft.

Wiesbaden, den 20. September 2014

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
f ü r  W i s s e n s c h a f t  u n d  K u n s t

R h e i n
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Aufgrund des § 32 des Bundesbergge-
setzes vom 13. August 1980 (BGBl. I 
S. 1310), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154) in
Verbindung mit § 19 Nr. 1 Buchst. A der
Delegationsverordnung vom 12. Dezem-
ber 2007 (GVBl. I S. 859), zuletzt geändert
durch Verordnung vom 7. Dezember 2012
(GVBl. S. 562), verordnet die Ministerin
für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz:

Artikel 1 

Änderung der Hessischen Verordnung
über Feldes- und Förderabgaben

In § 24 Satz 2 der Hessischen Verord-
nung über Feldes- und Förderabgaben
vom 13. Dezember 2004 (GVBl. I S.454),
geändert durch Verordnung vom 3. Sep-
tember 2009 (GVBl. I S. 387), wird die An-
gabe „2014“ durch „2019“ ersetzt.

Artikel 2 

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.

*) Ändert FFN 53-57

Zweite Verordnung
zur Änderung der Hessischen Verordnung über Feldes- und Förderabgaben*)

Vom 6. Oktober 2014

Wiesbaden, den 6. Oktober 2014

D i e  H e s s i s c h e  M i n i s t e r i n
f ü r  U m w e l t ,  K l i m a s c h u t z ,

L a n d w i r t s c h a f t  u n d  Ve r b r a u c h e r s c h u t z

H i n z
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